
weisanträgen ist nachzugehen, wenn sie für die Feststellung der Wahrheit erheb­
lich sein- können und nicht über den in § 101 StPO geforderten Umfang der 
Ermittlungen hinausgehen.

Das Protokoll muß — ebenso wie das Protokoll einer Zeugenvernehmung — 
genaue Auskunft über Ort, Zeitpunkt und Dauer der Vernehmung geben. Um Ein­
wänden vorzubeugen, sollte bei länger dauernden Vernehmungen aus dem Proto­
koll ersichtlich sein, welche Pausen eingelegt wurden und ob der Beschuldigte 
Gelegenheit hatte, während der Vernehmung oder in den Pausen Speisen und 
Getränke zu sich zu nehmen (bzw. ob ihm solche angeboten wurden, er sie aber 
ablehnte).

Soweit möglich, sollte aus dem Protokoll auch der Ablauf der Vernehmung 
ersichtlich sein. Ist die Darstellung des Vernehmungsablaufes zu zeit- oder arbeits­
aufwendig oder beeinträchtigt sie die Übersichtlichkeit des Protokolls, sollte dem 
Protokoll in notwendigen Fällen eine Anlage beigefügt werden. Aus dieser sollte 
ersichtlich sein, mit welchen Beweismitteln der Beschuldigte in der Vernehmung 
vertraut gemacht wurde (unter genauer Bezeichnung des Beweismittels und der 
Blatt- und Seitenzahlen, wo dieses in der Akte zu finden ist), ob es in der Ver­
nehmung besondere Vorkommnisse gab und — insbesondere, falls mit der Mög­
lichkeit eines Geständniswiderrufes gerechnet werden muß — zu welchem Zeitpunkt 
der Vernehmung und auf der Grundlage welchen Beweismittels oder Vorhaltes 
der Beschuldigte die Tat eingestand.

Der Beschuldigte hat sich nach Abschluß der Vernehmung davon zu überzeu­
gen, ob die von ihm gemachten Angaben in der Weise, wie er sie ausgesagt hat, 
in das Vernehmungsprotokoll auf genommen wurden. Es gelten hier die bereits 
bei der Zeugenvernehmung behandelten Grundsätze. Schreibfehler sollte der Be­
schuldigte eigenhändig korrigieren, um späteren Einwänden, er habe das Protokoll 
nur oberflächlich gelesen oder infolge Aufregung oder Übermüdung nicht verstan­
den, vorzubeugen. Erklärt er sich mit der Abfassung oder dem Inhalt des Proto­
kolls nicht einverstanden, steht ihm das Recht zu, entsprechende Zusätze, Strei­
chungen oder Abänderungen zu verlangen bzw. diese selbst vorzunehmen oder 
diese zu diktieren. Verweigert ein Beschuldigter die Unterschrift, darf sich der 
Vernehmende nicht mit dem bloßen Vermerk begnügen, daß sie abgelehnt wurde,- 
Er hat den Beschuldigten aufzufordern, eine Erklärung über die Gründe der 
UnterschriftsVerweigerung abzugeben und diese Erklärung in das Protokoll aufzu­
nehmen.

Wurde die Vernehmung ganz oder teilweise auf Magnettonband fixiert, sind 
folgende Grundsätze zu beachten, die sinngemäß auch für Zeugenaussagen gelten:
a) Auch bei der Magnettonaufzeichnung einer Vernehmung ist die Anfertigung 

eines Schriftprotokolls erforderlich.
b) Das schriftliche Protokoll muß — wie üblich — Zeit, Dauer und Ort der Ver­

nehmung angeben, ebenso die Personalien der Vernommenen sowie Name und 
Dienstbezeichnung des Vernehmenden.

c) Protokoll oder Magnettonaufzeichnungen müssen die Erklärung des Vernom­
menen aufweisen, ob er von der Fixierung seiner Aussage auf Magnettonband 
in Kenntnis gesetzt worden war.
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